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Beteiligung der Behörden 

 

Tabellarische Übersicht 

Behördliche Stellungnahmen mit Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

und aus der förmlichen Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB sind der folgenden Tabelle zu entnehmen: 

 

 

Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange Ort Datum 

1 Industrie- und Handelskammer Wiesbaden 65183 Wiesbaden 01.07.2021 
22.11.2021 

2 Landesamt für Denkmalpflege (hessenARCHÄOLOGIE) 65203 Wiesbaden 28.06.2021 

3 Landesamt für Denkmalpflege – Bau- und Kunstdenkmalpflege 65203 Wiesbaden 02.07.2021 

4 Regierungspräsidium Darmstadt 64283 Darmstadt 01.07.2021 
17.11.2021 

5 Rheingau-Taunus-Kreis 65307 Bad Schwalbach 29.06.2021 
18.11.2021 

6 Rheingauwasser GmbH 65344 Eltville 28.05.2021 

7 Syna GmbH 65344 Eltville 01.07.2021 
28.10.2021 

8 Wasserbeschaffungsverband Rheingau-Taunus 65193 Wiesbaden 09.06.2021 
27.10.2021 

9 Handwerkskammer Wiesbaden 65189 Wiesbaden 20.10.2021 

10 Deutsche Telekom Technik GmbH 55122 Mainz 20.10.2021 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 
 

Industrie- und Handelskammer Wiesbaden 

 

 

zu 1: Die grundsätzliche Zustimmung wird begrüßt. 

 

 

zu 2-3: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

Es werden nicht nur Stellplätze innerhalb der Tiefgarage entstehen, sondern 

auch solche – wie zum Zeitpunkt der früheren Nutzung – auf dem Außenge-

lände. Nach überschlägiger Berechnung im Rahmen der Projektentwicklung kön-

nen die nach Stellplatzsatzung erforderlichen Stellplätze nachgewiesen werden. 

Der Stellplatznachweis ist außerhalb der Bauleitplanung im Rahmen der Bauge-

nehmigungsverfahren zu erbringen. 

 

zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Im Hinblick auf E-Mobilität wird auf § 2 Abs. 3 der Verordnung über den Bau und 

Betrieb von Garagen und Stellplätzen (Garagenverordnung - GaV) verwiesen. 

Diese Anforderungen sind mindestens zu erfüllen. Der Bebauungsplan trifft dar-

über hinaus keine Festsetzungen. 

Die Anregung wird an den Vorhabenträger weitergeleitet.  
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Anregungen  Beschlussvorschlag 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

zu 1: Siehe Beschlussvorschlag zur Stellungnahme vom 01.07.2021. 1 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 
 
 

Landesamt für Denkmalpflege - hessenARCHÄOLOGIE 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Der Einwand und die Hinweise zu archäologischen Fundstellen werden zur 

Kenntnis genommen und beachtet.  

Den Belangen des Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege bezüg-

lich möglicher Bodenfunde wird Rechnung getragen (siehe unten Punkt 2). 

Darüber hinaus wurde bereits ein Textbaustein zu baulichen Eingriffen bei Bau-

maßnahmen (Bodendenkmäler) in die Textlichen Festsetzungen unter „Hinweise 

und Empfehlungen zur Planverwirklichung“ aufgenommen.  

 

 

 

 

 

 

zu 2: Der Vorhabenträger wird dafür Sorge tragen, dass während der Bau- und 

Tiefbauarbeiten eine Begleitung durch eine geeignete Fachfirma erfolgt. Die Kos-

ten trägt der Vorhabenträger. Bei Auftreten von archäologischen Befunden ist 

dem beauftragten Grabungsunternehmen genügend Zeit einzuräumen, um diese 

zu dokumentieren und zu bergen. Die Bodendenkmalpflege ist in diesem Fall um-

gehend zu informieren. 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans unter „Hin-

weise und Empfehlungen zur Planverwirklichung“ aufgenommen. 

1 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 
 

 

 

 

 

zu 3: Die Liste zu den Grabungs- und Prospektfirmen wird zur Kenntnis genom-

men und an den Vorhabenträger weitergeleitet. 

 

 

zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Baudenkmalfachbehörde 

wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung direkt beteiligt und hat eine Stel-

lungnahme abgegeben. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

Landesamt für Denkmalpflege – Bau- und Kunstdenkmalpflege 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

zu 2: Die grundsätzliche Zustimmung der Bau- und Kunstdenkmalpflege wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und wird in die textlichen Fest-

setzungen unter „Hinweise und Empfehlungen zur Planverwirklichung“ aufge-

nommen. 

 

zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 
 
 

 

 

zu 5: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. HessenArchäologie hat im Rah-

men der frühzeitigen Beteiligung eine gesonderte Stellungnahme abgegeben.  

 

 

 

zu 6: Der Bitte wird entsprochen. 

5 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 
 
 

Regierungspräsidium Darmstadt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

zu 2: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

zu 4: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 
 

 

 

 

 

zu 5: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die grundsätzliche Zustimmung 

zur Planung wird begrüßt. 

Bei dem Standort um den ehemaligen Langwerther Hof handelt es sich um ein 

bereits bestehendes Baugebiet. Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebau-

ungsplans erfolgen lediglich punktuell bauliche Eingriffe; der Großteil der Be-

standsgebäude bleibt erhalten und wird nur saniert. Weiterhin ist unklar, ob es zu 

einer Bebauung der im Bebauungsplan als „Platzhalter“ bezeichneten überbau-

baren Grundstücksfläche überhaupt kommen wird. 

Auf eine konkrete Wasserbedarfsberechnung für das Bestandgebiet kann daher 

verzichtet werden. 

Rheingauwasser als Versorgungsträger hat bezüglich der Trinkwasserversor-

gung keine Bedenken geäußert. 

Zum Löschwasserbedarf:  

Die Hinweise zu Löschwasserversorgung und Hydranten werden zur Kenntnis 

genommen. 

Zur Löschwasserversorgung für eine Bebauung (WR, WA, WB, MI, MD) über 

drei Geschosse oder GFZ >0,7 und <1,2 muss eine Wassermenge von mindes-

tens 1.600 l/min (96 m³/h) über einen Zeitraum von mindestens zwei Stunden zur 

Verfügung stehen, die Brandreserve im Hochbehälter muss mindestens 192 m³ 

betragen. 

Entsprechende Textbausteine wurden bereits im Anhang zu den textlichen Fest-

setzungen des Bebauungsplans unter „Hinweise und Empfehlungen zur Planver-

wirklichung“ berücksichtigt. 

 

zu 6: Die Hinweise zum Bodenschutz bzw. zu Altlasten werden zur Kenntnis ge-

nommen und in den Textteil des Bebauungsplans unter „Hinweise und Empfeh-

lungen zur Planverwirklichung“ aufgenommen. 

 

zu 7: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in den Textteil des Be-

bauungsplans unter „Hinweise und Empfehlungen zur Planverwirklichung“ inte-

griert. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

zu 8: Die Bezeichnung ist mit § 6a Abs. 2 Nr. 4 BauNVO identisch. Aus § 6a 

Abs. 1 BauNVO geht hervor, dass nicht wesentlich störende sonstige Gewerbe-

betriebe gemeint sind. Die Stadt Eltville sieht keine Veranlassung, von dieser 

Vordefinition der BauNVO abzuweichen. Baulichen und sonstigen Anlagen, die 

der Eigenart des Baugebiets widersprächen, könnte gemäß § 15 Abs. 1 BauNVO 

die Zulassung verweigert werden. 

 

zu 9: Die grundsätzliche Zustimmung der Bergaufsicht zur Planung wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 10: Die Zustimmung zu Umfang und Detaillierungsgrad des Umweltberichts 

wird zur Kenntnis genommen. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 
 

 

 

zu 11: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
11 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Zustimmung zur 

Planung wird begrüßt. 

 

 

 

zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Siehe Beschlussvorschlag zu Punkt 5 der Stellungnahme vom 1. Juli 2021. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 4: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

 

 

 

zu 5: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

 

zu 6: Die Anregung der Abteilung Umwelt Wiesbaden wird grundsätzlich berück-

sichtigt, die Umsetzung jedoch auf andere Art und Weise vorgenommen. 

In der Stellungnahme selbst wird die enge Bebauungssituation angesprochen, 

mit einem sehr hohen Anteil von Bestandsgebäuden. Überdies erstreckt sich 

mittig auf dem Gelände ein großflächiger Gewölbekeller, von dem seitliche Ab-

stände einzuhalten sind. Aus diesem Grund ist es sinnvoll, die Frage der Ent-

wässerung nicht auf der abstrakten Ebene des Bebauungsplans zu klären, son-

dern auf derjenigen der Objektplanung. Der Vorhabenträger hat die ingenieur-

technische Planung für das Gesamtareal vorangebracht und zwischenzeitlich ein 

Entwässerungsgesuch eingereicht. Somit ist davon auszugehen, dass die in der 

konkreten örtlichen Situation machbaren Schritte zur Rückhaltung und Verwer-

tung des Niederschlagswassers auch tatsächlich realisiert werden. 

 

 

zu 7: Der Anregung wird entsprochen. Es handelt sich um einen redaktionellen 

Fehler, der korrigiert wird. Die Dachbegrünung des Konferenzgebäudes wird nur 

einmal festgesetzt. 

 

 

 

 

zu 8: Die Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 

zu 9: Siehe Beschlussvorschlag zu Punkt 8 der Stellungnahme vom 1. Juli 2021. 

Immissionsschutzrechtliche Auflagen können in einem dicht bebauten Altstadt-

kern dazu beitragen, potenziellen Konflikten vorzubeugen. 

 

 

 

 

zu 10: Die grundsätzliche Zustimmung der Bergaufsicht zur Planung wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 11: Siehe Beschlussvorschlag zu Punkt 11 der Stellungnahme vom 1. Juli 

2021. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 
 

Rheingau-Taunus-Kreis 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 
 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

 

zu 2: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

 

 

zu 3: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

 

 

 

 

zu 4: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

zu 5: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

 

zu 6: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt.  

 

 

 

zu 7: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

Die Anforderungen des Fachdienstes III.3 - Brandschutz werden zur Kenntnis 

genommen. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 8: Die Hinweise zu Löschwasserversorgung und Hydranten werden zur 

Kenntnis genommen. 

Entsprechende Textbausteine wurden bereits im Anhang zu den textlichen Fest-

setzungen des Bebauungsplans unter „Hinweise und Empfehlungen zur Planver-

wirklichung“ berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 9: Der Hinweis wird beachtet und in der Planung umgesetzt. 

Beim Neubau BTR wird die Baulinie leicht zurückversetzt, sodass sich der 

Brandschutzabstand von 5,0 m einhalten lässt. 

Beim Neubau BHB wird eine Brandschutzwand ausgebildet. 

 

 

 

 

9 
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zu 10: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 
 
zu 11-12: Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Eine Vermaßung wird nicht als erforderlich erachtet, da die Planzeichnung mit einem 
CAD-Programm präzise gezeichnet wurde. Messungenauigkeiten können daher nur 
so gering sein, dass sie städtebaulich irrelevant sind. Insbesondere bei den größe-
ren, zusammenhängenden Baufenstern würden zusätzliche Vermaßungen die Plan-
zeichnung überfrachten und die Lesbarkeit des Bebauungsplans beeinträchtigen. 
 
zu 13: Siehe Beschlussvorschlag zu Nr. 11-12. 
Eine Bemaßung der geschwungenen Grünfläche ist wenig aussagekräftig. Die Flä-
chengröße der festgesetzten privaten Grünfläche wird jedoch zur besseren Nachvoll-
ziehbarkeit in der Begründung ergänzt. 
 
zu 14: Bei den grün schraffierten Flächen handelt es sich um Flächen zum Anpflan-
zen von Sträuchern oder sonstigen Bepflanzungen, wie der Legende der Planzeich-
nung und den Textlichen Festsetzungen, Abschnitt 7.1 zu entnehmen ist. Die Schraf-
fur innerhalb der überbaubaren Fläche des Konferenzgebäudes stellt die Dachbegrü-
nung dar („sonstige Bepflanzung“). 
 
zu 15: Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Zahlreiche Vorgaben für die Dachgestaltung gehen aus den örtlichen Bauvorschrif-
ten, II. Äußere Gestaltung von Gebäuden, hervor. Zudem unterliegt die Baugestal-
tung dem Genehmigungsvorbehalt der Denkmalschutzbehörden. In Rahmen der das 
Bebauungsplan-Verfahren begleitenden Objektplanung ist die äußere Gestaltung der 
baulichen Anlagen umfassend, detailliert und vielstufig mit dem Landesamt für Denk-
malpflege und der Unteren Denkmalschutzbehörde abgestimmt worden. Dies gilt ex-
plizit auch für die Neubauten, insbesondere den „Bauträger“ an der Kirchgasse. 
 
zu 16: Der Anregung wird gefolgt. 
Eine Festsetzung zu Anlagen zur Nutzung von Solarenergie wurde im Textteil des 
Bebauungsplan-Entwurfs unter Kapitel 8 „Bauliche Maßnahmen für die Erzeugung, 
Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23b) BauNVO)“ ergänzt.  
 
zu 17: Hier scheint ein Missverständnis vorzuliegen. Aus den Textlichen Festsetzun-
gen geht hervor, dass der Bezugspunkt die Ebene Normalhöhennull (NHN) ist, über 
dem die Höhen vertikal abzutragen sind. NHN kann näherungsweise mit der Meeres-
spiegelhöhe gleichgesetzt werden. Es handelt sich hierbei um eine eindeutige und in 
der Praxis eingeführte Bezugsebene. 
 
zu 18: Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Das Erfordernis einer Festsetzung zu Aufschüttungen und Abgrabungen wird nicht 
gesehen. Die Gestaltung der Außenanlagen wird von einem Landschaftsarchitekten 
begleitet. Oberflächenänderungen sind ohnehin wie die bauliche Gestaltung mit der 
Denkmalfachbehörde abzustimmen, da nahezu die gesamte Bestandsbebauung dem 
Denkmalschutz unterliegt. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 
 

 

zu 19: Die Anregung wird berücksichtigt und in der Planung umgesetzt. 

Beim Neubau BTR (Bauträger) wird die Baulinie leicht zurückversetzt, sodass 

der Brandschutzabstand von 5,0 m eingehalten werden kann. Beim Neubau BHB 

wird eine Brandschutzwand ausgebildet. 

 

zu 20: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

zu 21: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

zu 22: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

zu 23: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Da lediglich ein minimaler Zuzug zu erwarten ist, ist kein zusätzlicher Bedarf an 

Betreuungsplätzen für Kindertageseinrichtungen anzunehmen. 

 

zu 24: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Objektplanung be-

achtet. Da das Plangebiet von öffentlichen Verkehrsflächen umgeben ist, kann 

von einer gesicherten Erschließung ausgegangen werden. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 

 

zu 1 und 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

zu 3 - 6: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 7: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Der Vorhabenträger hat inzwischen ein Entwässerungsgesuch eingereicht. 

 

zu 8: Der Hinweis wird beachtet. 

 

zu 9: Die Anregungen werden berücksichtigt. 

Teil des Entwässerungskonzepts ist die Realisierung einer Zisterne oder mehre-

rer Zisternen. 

 

 

zu 10: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 

 

 

zu 11: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

 

 

zu 12: Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Siehe Beschlussvorschlag zu Punkt 11-12 der Stellungnahme vom 29. Juni 

2021. 

 

zu 13: Siehe Beschlussvorschlag zu Punkt 13 der Stellungnahme vom 29. Juni 

2021. Unter 3.5 „Freiflächenkonzept“ wurde die Flächengröße der zentralen 

Grünfläche bereits zum Entwurf ergänzt. 

 

zu 14: Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Fast alle Bestands- und Neubauten im Plangebiet haben geneigte Dächer, zu-

gleich stehen über den Ensembleschutz hinaus fünf Gebäude als Einzeldenk-

male unter Schutz. In dieser Situation spielen technische Aufbauten wie Solaran-

lagen – anders als in Neubaugebieten – eine stark untergeordnete Rolle. Auf-

bauten auf Dächern stehen generell unter dem Genehmigungsvorbehalt der 

Denkmalpflege. Zugleich eröffnen § 6 Abs. 10 Satz 1 Nr. 9 HBO und ansonsten 

§ 63 HBO einen ausreichenden Spielraum, um im Einzelfall einen gestalterisch 

verträglichen Dachaufbau zuzulassen. 

 

zu 15: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

zu 16: Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Obwohl die Objektplanung schon weit fortgeschritten ist, konnte sie sich noch 

nicht mit Details dieser Art befassen. Würde der Bebauungsplan in dieser Situa-

tion Festsetzungen treffen, wäre die Wahrscheinlichkeit groß, dass später Befrei-

ungen beantragt werden müssten. Dies gilt es zu vermeiden. 

Aufgrund der Begleitung der Außenraumgestaltung durch einen qualifizierten 

Landschaftsarchitekten ist davon auszugehen, dass die angesprochenen Unter-

stände in einer adäquaten Qualität hergestellt bzw. gestaltet werden. 

 

zu 17 - 19: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

zu 20: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 

 

 

zu 21: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  21 



 25 

Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 
 

Rheingauwasser GmbH 

 

 

 

 

 

zu 1: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

 

 

1 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 
 
 

Syna GmbH 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Die Hinweise werden beachtet. 

Der Vorhabenträger wird sich mit dem Netzbetreiber in Verbindung setzen. 

Die Hinweise zu den vorhandenen Leitungen werden vorsorglich in die Begrün-

dung des Bebauungsplans unter „Technische Infrastruktur . Energieversorgung“ 

aufgenommen. 

1 
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Anregungen Beschlussvorschlag 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 

Siehe Beschlussvorschlag zur Stellungnahme vom 1. Juli 2021. 

1 



 29 

Anregungen Beschlussvorschlag 

 
 

Wasserbeschaffungsverband Rheingau-Taunus 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Die Zustimmung zur Planung wird begrüßt. 
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 31 

Anregungen Beschlussvorschlag 

 

Handwerkskammer Wiesbaden 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

Deutsche Telekom Technik GmbH 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

zu 2-3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Auf das „Merkblatt über Baumstandorte …“ wird in den Hinweisen zur Planver-

wirklichung verwiesen. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 

 

 

 

 

 

zu 4-6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und an den Vorhabenträ-

ger weitergeleitet. 
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Anregungen Beschlussvorschlag 
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Beteiligung der Öffentlichkeit 

 
 

Tabellarische Übersicht 
 

Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sind der folgenden Tabelle zu entnehmen: 
 
 

Nr. Antragsteller Datum 

1 Bürger 1 25.06.2021 

2 Bürger 2 21.06.2021 

3 Bürger 3 17.06.2021 

4 Bürger 4 16.06.2021 

5 Bürger 5 15.06.2021 

6 Bürger 6 Oktober 2021 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 
 

Stellungnahme Bürger 1 vom 25.06.2021 

 
 

 

 

 

zu 1-2: Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und an den Vorhaben-

träger weitergeleitet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 3: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen und an den Vorhabenträger 

weitergeleitet. 
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2 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 
 

Stellungnahme Bürger 2 vom 21.06.2021 

 

zu 1: Die Frage wird zur Kenntnis genommen. 

 

Es ist anzunehmen, dass sich die Belastung der Kirchgasse durch automobilen 

Zielverkehr gegenüber dem bisherigen Zustand kaum verändert.  

 

Ein vergleichbarer Ziel- und Quellverkehr, der bis zur Betriebsaufgabe des Wein-

guts geherrscht hat (insbesondere Frequentierung durch landwirtschaftliche 

Fahrzeuge), wird zukünftig nicht mehr erreicht werden. Das Kfz-Aufkommen in 

der Kirchgasse wird auch deshalb zurückgehen, weil die Anwohner des Neubaus 

BTR (lediglich 9 Wohneinheiten) bereits im Nahbereich der Rheingauer Straße in 

die Tiefgarage einfahren. Diese Tiefgarage dient nicht nur der Wohnbebauung, 

sondern auch einem Teil der Nicht-Wohnnutzungen auf dem weiteren Gelände. 

Somit kann ein Teil der Verkehre, welche in der Vergangenheit durch die Kirch-

gasse fuhren, über die Tiefgarage abgefangen werden. 

 

Die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in der Tiefgarage ist für die Nachbar-

schaft weniger störend als das ebenerdige Parken. 

 

1 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 
 

Stellungnahme Bürger 3 vom 17.06.2021 

 
zu 1: Die Planung trägt dem Klima-, Natur- und Artenschutz Rechnung. 

 

Dabei ist hervorzuheben, dass lediglich punktuelle bauliche Eingriffe im Plange-

biet erfolgen und überwiegend Bestandsgebäude saniert werden. Ein großer Teil 

des Gebäudebestands steht unter Denkmalschutz; die Umsetzung jeglicher 

Maßnahmen mit dem Ziel der Veränderung dieses Bestands ist daher nur unter 

Vorbehalt möglich. 

 

Im Vorfeld sind eine detaillierte Bestandsaufnahme und eine Bewertung der Bio-

toptypen und des Gehölzbestandes vorgenommen worden. Die Bestandsbäume 

bleiben so weit wie möglich erhalten, nicht zuletzt, weil sie das Erscheinungsbild 

des Langwerther Hofs prägen. 

In diesem Zusammenhang hat der Vorhabenträger einen Landschaftsarchitekten 

beauftragt, sich tiefergehend mit dem Thema der Begrünung und der Gestaltung 

der Außenanlagen auseinanderzusetzen. Das landschaftsarchitektonische Kon-

zept ist in den Bebauungsplan eingeflossen. Durch die Aufwertung der Grünanla-

gen ist mittel- und langfristig von verbesserten Bedingungen für geschützte Tier-

arten (z. B. im Hinblick auf Nahrungshabitate) auszugehen. 

 

Relevante klimatische Veränderungen innerhalb des Plangebiets sind nicht zu 

erwarten, da die Flächenversieglung nahezu gleichbleibt. Tatsächlich ist sogar 

ein positiver Einfluss auf das Lokalklima anzunehmen, weil der Anteil der Flä-

chen mit Bodenanschluss leicht zunehmen wird. 

 

1 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 
 

Stellungnahme Bürger 4 vom 16.06.2021 

 

zu 1: Der Anregung wird gefolgt. 

 

Eine Festsetzung von Anlagen zur Nutzung von Solarenergie wurde im Textteil 

des Bebauungsplan-Entwurfs unter Kapitel 8 „Bauliche Maßnahmen für die Er-

zeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuer-

baren Energien (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b) BauNVO)“ ergänzt. 

 

 

1 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 
 

Stellungnahme Bürger 5 vom 15.06.2021 

 

zu 1: Die Zustimmung zur Festsetzung der Dachbegrünung und Überdeckung 

der Tiefgarage wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 2: Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen. 

Das städtebauliche Konzept in dem Zusammenspiel zwischen historischer Be-

bauung und ergänzenden Neubauten ist eingehend mit dem Landesamt für 

Denkmalpflege (Baudenkmalpflege und Bodendenkmalpflege) sowie der Unteren 

Denkmalschutzbehörde des Rheingau-Taunus-Kreises abgestimmt worden. Da-

bei kommt der Ausbildung von Raumkanten entlang der Straßen und Wege eine 

hervorgehobene Bedeutung zu. Insofern kann auf die Straßenrandbebauung 

nicht verzichtet werden. 
 

1 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

Stellungnahme Bürger 6 vom Oktober 2021 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1: Die Einschätzung wird nicht geteilt. 

Lediglich die Bewohner des sogenannten „Bauträgers“ an der Kirchgasse wer-

den die Ein- und Ausfahrt der Tiergarage regelmäßig frequentieren. Die dort ge-

planten neun Wohneinheiten entsprechen einem einzigen konventionellen Mehr-

familienhaus. Bei einer derart geringen Wohnungsanzahl kann kein relevanter 

Verkehr entstehen. 

Die Tiefgarage dient nicht nur der Wohnbebauung, sondern auch einem Teil der 

Nicht-Wohnnutzungen auf dem weiteren Gelände. Hotel- und Konferenznutzung 

werden jedoch viel seltener als die Wohnungen für Verkehrsbewegungen sor-

gen. 

Die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in der Tiefgarage ist für die Nachbar-

schaft generell weniger störend als das früher praktizierte ebenerdige Parken. 

 

zu 2 und 6 (siehe nächste Seite): Die Einschätzung wird nicht geteilt. 

Die Anordnung der Tiefgarageneinfahrt im nördlichen Teil der Kirchgasse und 

damit nahe der Rheingauer Straße ist sinnvoll und verursacht die geringst-mögli-

chen Störungen. Eine Verlagerung weiter in die Kirchgasse hinein würde die Be-

lastung im Bereich der Antragsteller nicht verringern, sondern durch die dann 

längeren Fahrwege bei gleicher Fahrzeuganzahl erhöhen. Zugleich würden Be-

lastungen für andere Anwohnerinnen und Anwohner neu entstehen. Beides lässt 

sich durch eine kurze Zufahrt in die Tiefgarage vermeiden. 

1 
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Anregungen Beschlussvorschlag 

 

 

zu 3: Die Auffassung wird nicht geteilt. 

Keineswegs hat die Kirchgasse den Charakter einer Fußgängerzone. Letztere 

wäre u. A. durch einen Geschäftsbesatz in der Erdgeschosszone und einen in-

tensiven Lieferverkehr geprägt. Aufgrund der Lage und der historischen Entwick-

lung ist die Verkehrsfläche der Kirchgasse lediglich im Mischprinzip ausgebaut, 

wie viele andere Straßen und Gassen der Altstadt. 

Dass Zufahrten zu Tiefgaragen gegenüber von Gebäuden liegen, ist unvermeid-

bar und stellt für sich genommen keine unzumutbare Belastung dar. 

Eine Veränderung in der Gefährdungssituation ist nicht erkennbar. 

 

zu 4: Die Einschätzung wird nicht geteilt. 

Bei dem Neubau (Bauträger) handelt es sich im Prinzip um einen Lückenschluss: 

Nach dem inzwischen schon vollzogenen Abbruch der Bestandsgebäude entste-

hen an gleicher Stelle neue Gebäude, deren Kubatur mit den Denkmalfachbe-

hörden abgestimmt wurde. Vor diesem Hintergrund ist eine Zunahme der Immis-

sionsbelastung nicht plausibel. 

 

zu 5: Im derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan „Rheinviertel“ ist lediglich ein 

Teilbereich als besonderes Wohngebiet (WB) ausgewiesen worden, daneben 

sieht die bauplanungsrechtliche Ausgangslage für den zentralen Teil des Plange-

biets eine private Grünfläche sowie im Westen ein Sondergebiet Weingut vor. 

Schon die 3. Änderung des Bebauungsplans „Rheinviertel“ berücksichtigt eine 

Durchmischung der Nutzungen entlang der Rheingauer Straße. Die vorliegende 

4. Änderung des Bebauungsplans greift charakteristische Festsetzungen auf, die 

bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan getroffen wurden. 

Ein Urbanes Gebiet (MU) für den Standort festzusetzen, resultiert aus der Ziel-

setzung, eine intensive, vielfältige und dauerhafte Nutzungsmischung zu ermögli-

chen, die der zentralen stadträumlichen Lage gerecht wird. 

Wie zuvor dargestellt, sind keine Belastungen für die Nachbarschaft zu erwarten, 

welche die Schwelle der Zumutbarkeit überschreiten könnten. In dicht bebauten 

Situationen (Innenstadt / Altstadt) kommt dem Gebot der gegenseitigen Rück-

sichtnahme besondere Bedeutung zu. Damit verbunden ist die notwendige Tole-

ranz gegenüber Störungen, die sich in der Innenstadt nur reduzieren, aber wie 

im Falle der Tiefgaragen-Zufahrt nicht gänzlich vermeiden lassen. 
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